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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 29. April 1983 103. Stück

2 5 5 . Dreizehnte Niederschrift (Procès-Verbal) betreffend die Verlängerung der Deklaration über den
vorläufigen Beitritt Tunesiens zum Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommen
(NR: GP XV RV 1145 AB 1372 S. 142. BR: AB 2646 S. 431.)

2 5 6 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien
zur Änderung des Vertrages zwischen der Republik Österreich und der Sozialistischen Föde-
rativen Republik Jugoslawien über den Karawankenstraßentunnel
(NR: GP XV RV 1058 AB 1246 S. 129. BR: AB 2588 S. 429.)

2 5 7 . Ergänzender Notenwechsel betreffend das Abkommen zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich
einerseits und dem Minister für Handel und Industrie der Republik Korea andererseits über
die Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung
von Waren für Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

2 5 5 .

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.
(Übersetzung)

DREIZEHNTE NIEDER-
SCHRIFT (PROCES-VER-
BAL) BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DER
DEKLARATION ÜBER
DEN VORLÄUFIGEN BEI-
TRITT TUNESIENS ZUM
ALLGEMEINEN ZOLL-
UND HANDELSABKOM-

MEN

Die Vertragsparteien der
Deklaration vom 12. November
1959 über den vorläufigen Beitritt
Tunesiens zum Allgemeinen Zoll-
und Handelsabkommen *) (im
folgenden als „die Deklaration"
bzw. als „das Allgemeine Abkom-
men" bezeichnet),

In Anwendung der Ziffer 6 der
Deklaration,

Kommen überein wie folgt:

1. Die Geltungsdauer der
Deklaration wird durch Ände-
rung des Datums in Ziffer 6 auf
„31. Dezember 1982" verlängert.

*) Kundgemacht in BGBl.
Nr. 233/1960
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2. Diese Niederschrift wird
beim Generaldirektor der VER-
TRAGSPARTEIEN des Allge-
meinen Abkommens hinterlegt.
Sie steht zur Annahme, durch
Unterzeichnung oder in anderer
Weise, durch Tunesien und durch
die teilnehmenden Regierungen
offen. Sie tritt zwischen der
Regierung Tunesiens und einer
teilnehmenden Regierung in
Kraft, sobald sie von der Regie-
rung Tunesiens und von dieser
Regierung angenommen worden
ist.

3. Der Generaldirektor über-
mittelt eine beglaubigte Abschrift
dieser Niederschrift und eine
Mitteilung über jede Annahmeer-
klärung an die Regierung Tune-
siens und an jede Vertragspartei
des Allgemeinen Abkommens.

Geschehen zu Genf am vier-
undzwanzigsten November neun-
zehnhunderteinundachtzig, in
einer einzigen Urschrift in engli-
scher und französischer Sprache,
wobei beide Texte authentisch
sind.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 14. März 1983 beim Generaldirektor des GATT hinterlegt; die Niederschrift ist gemäß
ihrer Ziffer 2 für Österreich am selben Tag in Kraft getreten.

Kreisky

256.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

V E R T R A G
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugosla-
wien zur Änderung des Vertrages zwischen der
Republik Österreich und der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien über den
Karawankenstraßentunnel vom 15. September

1977

Von dem Wunsch geleitet, den Vertrag zwischen
der Republik Österreich und der Sozialistischen
Föderativen Republik Jugoslawien über den
Karawankenstraßentunnel vom 15. September
1977 *) (im folgenden Vertrag) zu ändern und zu
ergänzen, sind die Vertragsstaaten wie folgt über-
eingekommen :

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 441/1978
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Artikel I

1. Artikel 4 des Vertrages hat zu lauten:

„Artikel 4

Finanzierung

Die Vertragsstaaten kommen überein:
1. Jede Seite übernimmt für den auf ihrem

Staatsgebiet gelegenen Teil des Bauwerkes
die Finanzierung des Baues, der Erhaltung,
der Verwaltung und des Betriebes. Dies gilt
auch für die bisher angefallenen beiderseiti-
gen Kosten.

2. Die Projektierungskosten für das Bauwerk,
soweit die Projektierung in einem von beiden
Seiten erfolgten gemeinsamen Auftrag bereits
vergeben ist, werden im Verhältnis 50 : 50
geteilt.

3. Die Mauteinnahmen verbleiben dem Ver-
tragsstaat, der sie einhebt."

2. Nach Artikel 5 wird ein Artikel 5 a eingefügt:

„Artikel 5 a

Ein- und Ausfuhr von Waren für den Tunnel

(1) Materialien und Betriebsmittel, die in Erfül-
lung der Verpflichtung gemäß Artikel 1 Absatz 1
aus dem Gebiet des einen Vertragsstaates in das
Gebiet des anderen Vertragsstaates unter zollamtli-
cher Überwachung für Zwecke der Projektierung,
des Baues, der Erhaltung und des Betriebes des
Karawankenstraßentunnels samt den zugehörigen
Objekten eingeführt und verwendet werden, sind
von allen Ein- und Ausgangsabgaben befreit; diese
Regelung gilt auch für Projekte und für die
gesamte technische Dokumentation.

(2) Werden Waren der im Absatz 1 genannten
Art, die einer Verbrauchsteuer unterliegen, in den
Vertragsstaat, aus dem sie ausgeführt worden sind,
wieder eingeführt, so ist diese anläßlich der Wie-
dereinfuhr insoweit zu erheben, als die Ausfuhr
einen Anspruch auf Befreiung oder Entlastung von
der Abgabe begründete.

(3) Fahrzeuge sowie Geräte (Maschinen, Werk-
zeuge, Meßinstrumente und dergleichen) für die im
Absatz 1 genannten Zwecke bleiben unter der
Bedingung, daß sie dem Zollamt zur Nämlichkeits-
festhaltung gestellt und innerhalb der vom Zollamt
festgesetzten Frist wieder rückgeführt werden, frei
von allen Ein- und Ausgangsabgaben; dabei entfällt
auch die Leistung einer Sicherstellung. Sofern sol-
che Waren nicht rückgeführt werden, sind die
Abgaben zu entrichten, es sei denn, die Rückfüh-
rung ist wegen völliger Abnützung oder Untergan-
ges der Waren unterblieben.
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(4) Waren, die nach den Absätzen 1 und 3 abga-
benfrei bleiben, sind von wirtschaftlichen Ein- und
Ausfuhrverboten sowie -beschränkungen befreit.

(5) Die Voraussetzungen für die Abgabenfreiheit
gemäß den Absätzen 1 und 3 sind mittels Aufzeich-
nungen und Belegen gegenüber den Zollbehörden
der Vertragsstaaten nachzuweisen."

3. Artikel 6 Absatz 1 hat zu lauten:

„(1) Die Ausführungspläne und -entwürfe für das
Bauwerk sind durch die Gesellschaft bzw. Organi-
sation zu erstellen. Sie sind zum Zwecke der
Genehmigung dem jeweiligen Vertragsstaat mit
allen zweckdienlichen Erläuterungen zuzuleiten.
Eine Kalkulation der Ausgaben ist diesen Unterla-
gen anzuschließen."

4. Artikel 8 Absatz 2 hat zu lauten:

„(2) Hinsichtlich der Tätigkeit der Gesellschaft
bzw. Organisation hat die Kommission während
der Zeit des Betriebes die Beachtung der für den
Betrieb maßgeblichen Bestimmungen zu überwa-
chen."

5. Artikel 12 Absatz 1 hat zu lauten:

„(1) Die Vertragsstaaten kommen überein, für die
Benützung des Bauwerkes ein Entgelt einzuheben
und mit dessen Einhebung die Gesellschaft bzw.
Organisation zu betrauen."

6. Nach Artikel 25 wird ein Artikel 25 a einge-
fügt:

„Artikel 25 a

Tätigkeit von Speditionsunternehmungen bzw. Spe-
ditionsorganisationen

Hinsichtlich der Tätigkeit von Speditionsunter-
nehmungen bzw. Speditionsorganisationen im
Zusammenhang mit dem grenzüberschreitenden
Verkehr durch den Karawankenstraßentunnel gel-
ten die Bestimmungen des Anhanges, welcher ein
integrierender Bestandteil des Vertrages ist."

7. Dem Vertrag wird folgender Anhang ange-
schlossen:

„Anhang

Tätigkeit von Speditionsunternehmungen bzw. Spe-
ditionsorganisationen

Artikel 1

(1) In Ansehung der im Artikel 2 Absatz 2 des
Vertrages angeführten Art der Grenzabfertigung
dürfen Speditionsunternehmungen bzw. Spedi-
tionsorganisationen (im folgenden Spediteure
genannt), die in einem der Vertragsstaaten einen
Standort haben und dort nach den innerstaatlichen
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Rechtsvorschriften zur Ausübung der Spediteurtä-
tigkeit berechtigt sind, auch in der auf dem
Hoheitsgebiet des andern Vertragsstaates gelege-
nen Zone die mit der Eingangsabfertigung unmit-
telbar zusammenhängenden Spediteurtätigkeiten
ausüben.

(2) Spediteurtätigkeiten bei der Eingangsabferti-
gung dürfen nur von Spediteuren jenes Staates
durchgeführt werden, dessen Grenzabfertigungsor-
gane die Eingangsabfertigung vollziehen.

Artikel 2

Die Spediteurtätigkeiten gemäß Artikel 1 dieses
Anhanges gelten als auf dem Hoheitsgebiet jenes
Vertragsstaates ausgeübt, in dem der Standort liegt,
an dem der Spediteur zur Ausübung dieser Tätig-
keiten berechtigt ist.

Artikel 3

Ist ein Spediteur nach den Rechtsvorschriften des
eigenen Staates nicht oder nicht mehr zur Aus-
übung der Spediteurtätigkeiten gemäß Artikel 1
dieses Anhanges berechtigt, wird der Gebietsstaat
auf Ersuchen des anderen Vertragsstaates die wei-
tere Ausübung dieser Tätigkeiten auf seinem
Hoheitsgebiet unterbinden.

Artikel 4

(1) Die bei den Spediteuren beschäftigten Perso-
nen sind für die im Zug ihrer Spediteurtätigkeiten
(Artikel 1 dieses Anhanges) notwendigen Grenz-
übertritte und den jeweils anschließenden Aufent-
halt in der Zone vom Sichtvermerkszwang befreit;
sie müssen jedoch einen gültigen Reisepaß oder
einen anderen amtlichen Lichtbildausweis und in
beiden Fällen eine in deutscher und slowenischer
Sprache ausgestellte Bescheinigung des Spediteurs,
aus der das Beschäftigungsverhältnis hervorgeht,
besitzen.

(2) Die Behörden des Gebietsstaates können ein-
zelne Personen vom Aufenthalt in der auf dessen
Hoheitsgebiet gelegenen Zone aus Gründen der
Gefährdung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und
Sicherheit oder sonstiger öffentlicher Interessen
ausschließen.

Artikel 5

(1) Die Vertragsstaaten gestatten den Spediteuren
des eigenen Staates auf der in ihrem Hoheitsgebiet
gelegenen Plattform die Benützung der erforderli-
chen Grundflächen für den von den Spediteuren
selbst vorzunehmenden Bau von Speditionsgebäu-
den mit der Auflage, daß sie den Spediteuren des
Nachbarstaates die für die Ausübung der im Arti-
kel 1 dieses Anhanges umschriebenen Tätigkeiten
benötigten Bauten zur Verfügung stellen.

(2) Die Bauten werden im Rahmen der Rechts-
vorschriften des Gebietsstaates unter Berücksichti-
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gung der Vorschläge der Spediteure des Nachbar-
staates nach von den Spediteuren beider Staaten
gemeinsam auszuarbeitenden Grundsätzen im übli-
chen Standard errichtet.

(3) Die Vertragsstaaten sehen für die Tätigkeit
der jugoslawischen Spediteure in der auf österrei-
chischem Hoheitsgebiet gelegenen Zone ein
Gebäude mit einer Nutzfläche von 300 m2, für die
Tätigkeit der österreichischen Spediteure in der auf
jugoslawischem Hoheitsgebiet gelegenen Zone ein
Gebäude mit einer Nutzfläche von 600 m2 vor.

Artikel 6

(1) Der Gebietsstaat wird die Einrichtung der für
die Tätigkeiten der Spediteure des Nachbarstaates
im Gebietsstaat erforderlichen telefonischen und
telegrafischen Anlagen, einschließlich der Fern-
schreiber und Datenferneingabegeräte, und den
Anschluß dieser Anlagen an die entsprechenden
Einrichtungen des Nachbarstaates gestatten.

(2) Die Vertragsstaaten gewähren — soweit wie
möglich — alle Erleichterungen, die die Verwen-
dung anderer Mittel auf dem Gebiet des Fernmel-
dewesens betreffen.

Artikel 7

(1) Die für die Tätigkeit der Spediteure des
Nachbarstaates und deren Bediensteten gemäß
Artikel 1 dieses Anhanges in der Zone benötigten
und unter zollamtlicher Überwachung eingeführten
Sachen sind von allen Ein- und Ausgangsabgaben
befreit. Es sind hiefür keine Sicherheiten zu leisten.
Auf diese Sachen sind die wirtschaftlichen Verbote
und Beschränkungen bezüglich der Ein- und Aus-
fuhr nicht anzuwenden.

(2) Die Spediteure des Nachbarstaates dürfen ein-
behaltene Sachen sowie die im Rahmen ihrer Tätig-
keit erforderlichen bzw. eingenommenen Geldbe-
träge und Werte ungehindert auf das Hoheitsgebiet
ihres Staates verbringen.

(3) Die Bediensteten der Spediteure des Nachbar-
staates sind im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit
in der Zone von allen öffentlich-rechtlichen persön-
lichen Dienst- und Sachleistungen gegenüber dem
Gebietsstaat befreit.

(4) Für die Dienst- und Privatfahrzeuge der im
Artikel 4 dieses Anhanges erwähnten Personen gel-
ten die Bestimmungen in Artikel 12 Absatz 4 des
Vertrages sinngemäß."

Artikel II

Der Vertrag ist zu ratifizieren und tritt am ersten
Tag des dritten Monats, der auf den Austausch der
Ratifikationsurkunden folgt, in Kraft.

Der Austausch der Ratifikationsurkunden wird
sobald wie möglich in Belgrad stattfinden.
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Geschehen zu Wien am 20. Oktober 1980 in
zwei Urschriften in deutscher und slowenischer
Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen authen-
tisch sind.

Für die Republik Österreich:

Bogen m. p.

Für die Sozialistische
Föderative Republik Jugoslawien:

Grahor m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 22. März 1983 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Artikel II am 1. Juni 1983.
in Kraft.

Kreisky

257.

Ergänzender Notenwechsel betreffend das Abkommen zwischen dem Bundesminister für Han-
del, Gewerbe und Industrie und dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich
einerseits und dem Minister für Handel und Industrie der Republik Korea andererseits über die
Anerkennung von Zeugnissen über den Ursprung und die handwerkliche Herstellung von Waren

für Zwecke der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach Österreich

(Übersetzung)

BOTSCHAFT DER REPUBLIK KOREA
WIEN

11. März 1983

Sehr geehrter Herr Ministerialrat!

Ich beehre mich, auf das Abkommen zwischen
dem Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie und dem Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich einerseits und dem Minister
für Handel und Industrie der Republik Korea
andererseits über die Anerkennung von Zeugnissen
über den Ursprung und die handwerkliche Herstel-
lung von Waren zum Zwecke der zollfreien oder
zollermäßigten Einfuhr nach Österreich *), das am
14. März 1975 unterzeichnet wurde, Bezug zu neh-
men.

In Ergänzung zu den in Artikel 1 des gegen-
ständlichen Abkommens genannten Stellen möchte
der Minister für Handel und Industrie der Repu-
blik Korea die „City Offices" und die „Provincial
Offices" in verschiedenen Teilen der Republik
Korea zur Ausstellung von Zeugnissen über den
Ursprung und die handwerkliche Herstellung von
Waren zum Zwecke der zollfreien oder zollermä-
ßigten Einfuhr nach Österreich ermächtigen.

Ich wäre dankbar, wenn Sie freundlicherweise
Ihre Zustimmung hiezu geben würden.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 223/1975
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Genehmigen Sie den Ausdruck meiner ausge-
zeichnetsten Hochachtung.

Hyung Kun Kim
Botschafter

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat
Bundesministerium für
Handel, Gewerbe und Industrie

Stubenring 1
1011 Wien

(Übersetzung)

BUNDESMINISTERIUM FÜR HANDEL,
GEWERBE UND INDUSTRIE

Wien, 21. März 1983

Sehr geehrter Herr Botschafter!

Ich beehre mich, den Erhalt des nachstehenden
Briefes vom 11. März 1983 zu bestätigen und Ihnen
mitzuteilen, daß ich mit Ihrem in dem vorerwähn-
ten Schreiben wiedergegebenen Vorschlag einver-
standen bin:

„Ich beehre mich, (es folgt der weitere
Text der Übersetzung der koreanischen Note in
deutscher Sprache) ausgezeichnetsten Hoch-
achtung."

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Botschafter,
den Ausdruck meiner ausgezeichnetsten Hochach-
tung.

Rudolf Willenpart
Ministerialrat

S.E.
Herrn Hyung Kun Kim
Botschafter der Republik Korea
1030 W i e n

Kreisky


